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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. November 1960 

6 — 60003 — 4158/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Gesetzes über die Allgemeine Statistik in der 
Industrie und im Bauhauptgewerbe 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 23. September 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetz- 
entwurf nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 

Durch die Ausführung des Ergänzungsgesetzes werden keine 
zusätzlichen Kosten entstehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes über die Allgemeine Statistik in der 
Industrie und im Bauhauptgewerbe 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Allgemeine Statistik in der 
Industrie und im Bauhauptgewerbe vom 15. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 720) wird wie folgt er- 
gänzt: 

Dem § 7 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Einzelangaben über die Zahl der Beschäftig- 
ten (§ 3 Abs. 1 1. Nr. 1) können ohne Nennung 
des Namens des Auskunftspflichtigen weitergeleitet 
werden an 

1. Dienststellen des Bundes und der Länder, 

2. sonstige zur Erfüllung einer Verwaltungs- 
aufgabe herangezogene Stellen und Per- 
sonen, 


Begründung 

Zur Erfüllung von Verwaltungsaufgaben, insbeson- 
dere auch für Raumforschung und Landesplanung, 
besteht ein dringendes Erfordernis, die Beschäftig- 
tenzahlen von Industriebetrieben in weitgehender 
regionaler Gliederung (Kreise, Gemeinden) den in 
Betracht kommenden Stellen und Personen zur Ver- 
fügung stellen zu können. 

Obwohl es sich bei den Beschäftigtenzahlen um 
einen Tatbestand handelt, der mehr oder weniger 
offenkundig ist, konnten nach § 7 Abs. 1 und 2 des 
Gesetzes solche Unterlagen bisher nicht an alle in 
Betracht kommenden Stellen weitergeleitet werden. 
Mit der Einfügung des neuen Absatzes 4 soll diesem 
Anliegen Rechnung getragen werden, das sich im 
Rahmen des Grundgedankens des § 12 Abs. 2 

StatGes hält. 


die von der für die Wirtschaft zuständigen obersten 
Bundes- oder Landesbehörde bestimmt werden. Eine 
Weiterleitung an die in Nummer 2 bezeichneten 
Stellen und Personen ist nur zulässig, wenn die Ge- 
heimhaltung nach § 12 Abs. 1 und 4 des Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke gewährleistet 
' ist." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
! des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
I 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Drucksache 2202 


Anlage 2 

Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 23. September 1960 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 31. August 1960 — 6 — 60003 — 
4158/60 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 223. Sitzung am 23. September 1960 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Gesetzes über die Allgemeine Statistik in der 
Industrie und im Bauhauptgewerbe 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Kaisen 

Vizepräsident 


Anlage 
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Stellungnahme des Bundesrates 

1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:“. 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes folgt 
daraus, daß in ihm das Verwaltungsverfahren 
von Landesbehörden geregelt wird. Sie ergibt 
sich im übrigen auch daraus, daß durch das Ge- 
setz ein vom Bundesrat für zustimmungsbedürf- 
tig gehaltenes Gesetz ausdrücklich geändert wird. 

2. In dem in Artikel 1 dem § 7 angefügten Absatz 4 
sind jeweils die Worte „und Personen“ zu 
streichen. 

Begründung 

In § 12 Abs. 2 StatGes wird lediglich von be- 
stimmten Stellen, nicht aber von Stellen und 
Personen gesprochen, denen auf Verlangen Ein- 
zelangaben über persönliche und sächliche Ver- 
hältnisse, die für eine Bundesstatistik gemacht 
werden, weitergeleitet werden dürfen. Von die- 
ser im Interesse der Geheimhaltungspflicht fest- 
gelegten Regelung sollte nicht abgewichen wer- 
den. 


Anlage 3 

Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 

Zu 1. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bun- 
desrates nicht. Sie hält das Gesetz nicht für zu- 
stimmungsbedürftig. Die Vorschrift des dem § 7 
anzufügenden Absatzes 4 enthält keine Regelung 
des Verwaltungsverfahrens, sondern die in § 12 
Abs. 2 StatGes ausdrücklich vorgesehene Zulassung 
der Weiterleitung von Einzelangaben an die von 
den fachlich zuständigen obersten Bundes- oder 
Landesbehörden bestimmten Stellen. 

Die gleiche Frage ist bereits bei dem Entwurf eines 
Gesetzes über die Statistik des grenzüberschreiten- 
den Warenverkehrs (Außenhandelsstatistik) sowie 
bei dem Entwurf eines Gesetzes über die Allge- 
meine Statistik in der Industrie und im Bauhaupt- 
gewerbe behandelt worden. Auf die Stellungnah- 
men der Bundesregierung zur Drucksache 2658 der 
2. Wahlperiode — Anlage 3 — und zur Drucksache 
3056 der 2. Wahlperiode — Anlage 3 — wird ver- 
wiesen. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor- 
schlag des Bundesrates zu. 
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